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Amtliche Bekanntmachung des Amtes Kellinghusen  

Nr. 213/2016 für die Gemeinde Oeschebüttel 

 
 

Satzung über die Abwasserbeseitigung aus 
Grundstücksabwasseranlagen der Gemeinde Oeschebüttel 

(Abwasseranlagensatzung) 
 
Aufgrund der §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung (GO) für Schleswig-Holstein, der 
§§ 1, 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-
Holstein sowie der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes (LWG) des Landes 
Schleswig-Holstein, alle in der jeweiligen geltenden Fassung, wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 19. Dezember 2016 folgende 
Satzung erlassen: 
 
 

§1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt die Beseitigung des Abwassers im Sinne dieser 

Satzung aus Grundstücksabwasseranlagen als öffentliche Einrichtung. 
 

(2) Die Abwasserbeseitigung umfasst das Einsammeln und Abfahren des in 
Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und die Einleitung und Behandlung in 
Abwasseranlagen. 
 

(3) Die Gemeinde nimmt zur Erfüllung ihrer Aufgaben Anlagen und Einrichtungen 
Dritter in Anspruch und lässt die Abwasserbeseitigung ganz durch Dritte 
vornehmen. 
 

(4) Ein Rechtsanspruch auf die Errichtung einer öffentlichen Abwasseranlage 
besteht nicht. 

 
 

§2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, 

landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in 
seinen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen aus dem 
Bereich von bebauten oder befestigten Grundstücken abfließt. Nicht als 
Abwasser im Sinne dieser Satzung gelten das durch landwirtschaftlichen 
Gebrauch verunreinigte Wasser, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden, 
sowie Jauche und Gülle. Die Vorschriften des Abfallbeseitigungsrechts bleiben 
hiervon unberührt. 
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(2) Zur Abwasserbeseitigung aus Grundstückskläranlagen (Kleinkläranlagen) 
gehören alle Vorkehrungen und Einrichtungen für das Einsammeln und das 
Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms sowie deren 
Einleitung und Behandlung in Abwasseranlagen außerhalb des zu 
entwässernden Grundstücks. 

 
(3) Grundstück im Sinne der Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im 

bürgerlich rechtlichem Sinne. 
 
 

§3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstückes ist 
vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde 
die Abwasserbeseitigung im Sinne des § 1 Absatz 1 zu verlangen. 
 
 

§4 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
Der Eigentümer eines Grundstücks, auf dem sich eine Kläranlage befindet oder der 
Eigentümer eines Grundstückes, das zu einer Abwasserbetreibergemeinschaft 
gehört, hat sein Grundstück an die Einrichtungen zum Abfahren des in Kläranlagen 
anfallenden Schlamms anzuschließen (Anschlusszwang). Er ist verpflichtet, das auf 
seinem Grundstück anfallende Schmutzwasser in die Grundstückskläranlage 
einzuleiten und es der Gemeinde bei Abholung zu überlassen (Benutzungszwang). 

 
 

§5 
Bau, Betrieb und Überwachung 

 
(1) Kleinkläranlagen sind von dem Grundstückseigentümer nach den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik, insbesondere DIN 1986 und DIN 4261, zu 
errichten und zu betreiben. 

 
(2) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben sind so anzulegen, dass das 

Entsorgungsfahrzeug ungehindert anfahren und die Kleinkläranlage oder 
abflusslose Grube ohne weiteres entleert werden kann. 

 
(3)      Den mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der Gemeinde ist 
 

a) zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage vor und nach ihrer  
Inbetriebnahme, 

b) zur Prüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieser Satzung über die  
Einleitung von Abwasser,  

     c) zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, 
     d) zum Ablesen von Wasser- oder Abwassermesseinrichtungen oder 
     e) zur Beseitigung von Störungen 
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 sofort und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den 
Abwasservorbehandlungsanlagen und zu den Abwasseranfallstellen zu 
gewähren. Sie sind berechtigt, notwendige Maßnahmen anzuordnen, 
insbesondere  das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu überprüfen 
und Proben zu entnehmen. 
 

(4) Wenn es aus den in Absatz 3 genannten Gründen erforderlich ist, auch die 
Räume eines Dritten zu betreten, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
der Gemeinde hierzu die Möglichkeit zu verschaffen. 
 

(5) Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit gefährden oder erhebliche 
Störungen erwarten lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den Anschluss 
oder die Übernahme des Abwassers zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder 
Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

 
(6) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere 

Vorbehandlungsanlagen, Abwasserhebeanlagen, Reinigungsschächte, 
Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsanlagen und Zähler 
müssen jederzeit zugänglich sein. 

 
(7) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch 

deren Anschluss übernimmt die Gemeinde keine Haftung für die 
Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung 
Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 
(8)      Auf Grundstücken, auf denen Benzin, Benzol, Öle oder Fette anfallen, sind   

Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser einzubauen      
(Abscheider). Für Art und Einbau dieser Abscheider sind die jeweils    
geltenden  DIN-Vorschriften maßgebend. Der Verpflichtete hat die Entleerung   
der Abscheider in regelmäßigen Abständen und bei Bedarf vorzunehmen.  
Das Abscheidegut ist unverzüglich vorschriftsmäßig zu beseitigen und darf  
insbesondere keinem Abwassernetz zugeführt werden. Der Verpflichtete  
haftet für jeden Schaden, der durch eine versäumte Entleerung der    
Abscheider entsteht.  

 
 

§6 
Einbringungsverbote 

 
(1) In die Abwasseranlage darf nur Abwasser eingeleitet werden, das so 

beschaffen ist, dass dadurch nicht 
 
- die Anlage oder die mit ihrem Betrieb Beschäftigten gefährdet, 
- die Möglichkeit einer Verwertung des Klärschlamms beeinträchtigt, 
- der Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschwert oder 
- die Funktion der Abwasseranlage so erheblich gestört werden kann, dass 

dadurch die Anforderungen an die Einleitungserlaubnis nicht eingehalten 
werden können. Diese Beeinträchtigungen können insbesondere ausgehen   
von 

- Stoffen, die die Leitung verstopfen können, 
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- Feuergefährlichen, explosiven oder radioaktiven Stoffen, 
- Abwasser, das schädliche Ausdünstungen vertreibt, 
- Abwasser, das die Baustoffe der öffentlichen Abwasseranlage angreift oder  
  die biologischen Funktionen schädigt. 

 
 
(2)      Insbesondere dürfen nicht eingeleitet werden 

 
a) Grund, Quell- und unbelastetes Drainwasser, 
b) Schutt, Asche, Glas, Müll, Küchenabfälle, Treber, Hefe, Borsten,       
    Lederreste, Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u.ä. (diese Stoffe   
    dürfen auch in zerkleinertem Zustand nicht eingeleitet werden); 
c) Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige   
    und später erhärtende Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren  
    Emulsionen; 
d) Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut und Molke, Kalkreiniger, die 
    chlorierte Wasserstoffe enthalten oder die Ölabscheidung verhindern; 
e) feuergefährliche, explosive giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe, wie z.B.    
    Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette   
    einschließlich des durch diese Stoffe verunreinigten Waschwassers; 
f)  Säuren und Laugen (zulässiger pH-Bereich 6,5 - 10), chlorierte 
    Kohlenwasserstoffe, Phosgen, Schwefelwasserstoff, Blausäure und 
    Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; Kerbide, die Azetylen bilden, 
    ausgesprochen toxische Stoffe; 
g) Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht; 
h) Abwasser, dessen chemische und physikalische Eigenschaften über den 
    allgemeinen Richtwerten für die wichtigsten Beschaffenheiten der Anlage 1 
    des Arbeitsblattes A 115 der Abwassertechnischen Vereinigung (A TV) in      
    der jeweils gültigen Fassung liegt. 

  
 

§7 
Entleerung 

  
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben werden von der Gemeinde   

     oder ihren Beauftragten bedarfsgerecht nach den allgemein anerkannten Re-  
     geln der Technik, insbesondere der Bauartzulassung und der landesrechtlich    
     eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Die Entleerung oder  
     Entschlammung von Gruben hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5  
     Jahren zu erfolgen. Abweichend hiervon dürfen die zweite und dritte Kammer  
     einer Mehrkammerauslaufgrube, bei der die Verbindung der Kammern über  
     Tauchrohre erfolgt, im Abstand von maximal 10 Jahren entschlammt werden.  
     Eine Entleerung oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den  
     Grundstückseigentümer bzw. den Nutzungsberechtigten oder durch einen von  
     ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig. 

   
(2) Voraussetzungen für eine bedarfsgerechte Fäkalschlammentsorgung sind, 

dass 
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a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das 
Abwasser ausgerüstet ist, 

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
entspricht, 

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei 
bauartzugelassenen Anlagen den Anforderungen der Bauartzulassung 
oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die Randbedingungen der 
landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und 

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. 
der Nutzungsberechtigte des Grundstücks den Wartungsbericht mit den 
Angaben zu den Schlammfüllständen in den einzelnen Kammern innerhalb 
von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde vorlegt.  

 
(3) Die abflusslosen Sammelgruben werden bei Bedarf geleert. Die Betreiber der   

Sammelgruben sind verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig   
zu überprüfen und der Gemeinde die Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig,  
mindestens jedoch 7 Tage vor der erforderlichen Durchführung, anzuzeigen. 

 
(4) Den Bediensteten der Gemeinde oder ihren Beauftragten ist zum Zwecke der  

Entleerung oder Entschlammung ungehinderter Zutritt zu gewähren. Der Zu- 
gang auf dem Grundstück zum Zweck des Abfahrens des Abwassers oder des   
Schlamms muss in einem verkehrssicheren Zustand gehalten werden. Die 
Gemeinde kann die verkehrssichere Herrichtung des Zugangs entsprechend 
den Erfordernissen des Einzelfalles verlangen.  
 

(5) Im Einzelnen gilt für die Entleerungs- bzw. Entschlammungshäufigkeit: 
 
a) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die 

Grundstückseigentümer sind verpflichtet, rechtzeitig – mindestens 7 Tage 
vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit einer Grubenentleerung 
anzuzeigen. 

b) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), 
die nicht den Vorgaben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 
entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch jährlich, zu entleeren 
bzw. zu entschlammen.  

c) Nachgerüstete Kleinkläranlagen ohne Wartungsvertrag werden 
mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert bzw. entschlammt. 

d) Wird ein Grundstück entweder 
- an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder 
- von einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage 

umgerüstet oder 
- es erhält eine neue Vorklärung, 
ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässerungsanlage 
vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer 
entweder vollständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – mindestens einen 
Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und 
Reinigung anzuzeigen.  
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(6) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es 
verfahrenstechnisch nicht möglich nur den reinen Schwimm- und 
Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette 
Flüssigphase, bis auf 30 cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, 
entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich nicht zu beanstanden.  

 
(7) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim  

Abfahren des Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus 
den abflusslosen Gruben infolge von Betriebsstörungen, Streik oder 
betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt besteht kein 
Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der 
vorgenannten Gründe unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  

 
(8) Die Gemeinde macht öffentlich bekannt, wer als Beauftragter im 

Gemeindegebiet Fäkalschlamm und Abwasser abfährt. Soweit private 
Unternehmen als Beauftragte die Abfuhr durchführen sind sie Dritte im Sinne 
des § 30 Abs. 1 Landeswassergesetz. Sie handeln im Auftrag der Gemeinde.  

 
 

§8 
Anzeigepflichten 

 
(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Benutzungszwanges  

(§ 4), so hat der Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Gemeinde 
mitzuteilen. 
 

(2) Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat der bisherige 
Eigentümer die Rechtsänderung unverzüglich der Gemeinde schriftlich 
mitzuteilen. Zu dieser Mitteilung ist auch der neue Grundstückseigentümer 
verpflichtet. 
 

(3) Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich ändern, z.B. bei 
Produktionsumstellungen, so hat der Grundstückseigentümer dies 
unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

 
 

§9 
Vorhaben des Bundes und des Landes 

 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Vorhaben des Bundes und des 
Landes, soweit dem gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen. 

 
 

§ 10 
Befreiungen 

 
(1) Die Gemeinde kann von den Bestimmungen dieser Satzung abweichen, wenn 

die Durchführung dieser Bestimmungen im Einzelfall zu einer unzumutbaren 
Härte führen würde und die Befreiung mit den öffentlichen Belangen vereinbar 
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ist. 
 

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt 
werden. Sie steht unter dem Vorbehalt des Widerrufs. 

  
 

 
§ 11 

Haftung 
 
(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges 

Handeln entstehen, haftet der Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn 
entgegen dieser Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in die 
öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. 
Ferner hat der Verursacher die Gemeinde von allen Ersatzansprüchen 
freizustellen, die andere deswegen bei ihr geltend machen. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, 
die der Gemeinde durch den mangelhaften Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr 
nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. 
 

(3) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner. 
 

(4) Wenn bei Grundstückskläranlagen trotz erfolgter Anmeldung zur Entleerung 
und Entschlammung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörung oder 
betriebsnotwendiger anderer Arbeiten die Entsorgung erst verspätet 
durchgeführt werden kann oder eingeschränkt bzw. unterbrochen werden 
muss, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf Schadensersatz. 

 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrigkeiten nach § 144 abs. 2 LWG handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig entgegen 
 
1. § 4 sein Grundstück nicht nach dem vorgeschriebenen Verfahren   

entwässert; 
2. § 6 Abwasser einleitet; 
3. § 5 Beauftragten der Gemeinde nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der 
    Grundstücksentwässerungsanlage gewährt 
4. § 5 die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 
5. § 7 die Anzeige der notwendigen Grubenentleerung unterlässt; 
6. § 7 die Entleerung behindert; 
7. § 8 seine Anzeigepflicht nicht unverzüglich erfüllt. 
 

(2) Ordnungswidrig nach § 134 Abs. 5 GO handelt, wer dem Anschluss- und 
Benutzungszwang nach § 4 zuwiderhandelt. 
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(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 Euro 
geahndet werden. 

 
 
 
 
 

§ 13 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Für die Vorhaltung und die Inanspruchnahme der dezentralen öffentlichen 

Abwassereinrichtungen werden Gebühren erhoben. Sie sind zur Deckung der 
Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
(2) Gebührenpflichtig ist, wer nach den grundsteuerrechtlichen Vorschriften 

Schuldner der Grundsteuer ist oder sein würde, wenn das Grundstück nicht 
von der Grundsteuer befreit wäre. Mehrere Gebührenpflichtige sind 
Gesamtschuldner. 

 
(3) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, 

frühestens jedoch mit dem ersten Monat, der auf die Inbetriebnahme der 
Kleinkläranlage folgt. Sie endet mit Ablauf des Monats, in dem die 
Kleinkläranlage außer Betrieb genommen und dies der Gemeinde mitgeteilt 
wird. 

 
(4) Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid ersetzt und einen Monat 

nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 14 
Gebührenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
Die Benutzungsgebühr wird erhoben als 
 
1. Grundgebühr: 
Für die Abholung von Inhaltsstoffen aus Grundstückskläranlagen beträgt die 
Grundgebühr 114,00 Euro je Grundstückskläranlage. 
 
2. Zusatzgebühr: 
Die Zusatzgebühr beträgt für jeden angefangenen Kubikmeter entnommener 
Inhaltsstoffe 9,00 € Euro. 
 
 

§ 15 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten nach 

dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personen- und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen 
Vorkaufsrechtes nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde 
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bekanntgeworden sind sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der 
Unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katastersamtes durch die Gemeinde 
zulässig. Die Gemeinde darf diese Daten von den genannten Ämtern und 
Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Ermittlung der 
Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten nach dieser Satzung 
verarbeiten. 

 
(2) Die Gemeinde ist befugt, auf Grundlage von Angaben der 

Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten und von den nach dem 
Absatz 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Anschlussberechtigten und 
Anschlussverpflichteten mit den für die Aufgaben nach dieser Satzung 
erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Ermittlung 
der Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten nach dieser Satzung 
sowie zum Aufbau einer z.B. Anlagendatei/Schadensdatei etc. zu verwenden 
und weiterzuverarbeiten. 

 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft 
 
 
Oeschebüttel, 
 
Gemeinde Oeschebüttel 
Der Bürgermeister 
 
 
gez.  
Heiner Rickers 
 
Bekanntgemacht über die Internetseite des Amtes Kellinghusen am 20.12.2016. 
Der entsprechende Hinweis auf die Bereitstellung unter Angabe der Internetadresse 
an der Bekanntmachungstafel, die sich „bei dem Grundstück Dorfstraße 8 am 
Feuerwehrgerätehaus befindet“ ist erfolgt. 
 

 


